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Im Kampf um die Verwirklichung der Gleichberechtigung
Versuch einer ersten Bilanz der Frauendekade

Prof. Br. HERTA KUHRIG,
Vorsitzende des wissenschaftlichen Rates „Die Frau in der sozialistischen Gesellschaft“ 
bei der Akademie der Wissenschaften der DDR

Die XXVII. Vollversammlung der Vereinten Nationen hatte 
am 18. Dezember 1972 auf Vorschlag der Internationalen De
mokratischen Frauenföderation, unterstützt von den soziali
stischen Ländern, das Jahr 1975 zum Internationalen Jahr der 
Frau erklärt.1 Das Ausmaß der bei dieser konzentrierten Be
schäftigung mit der rechtlichen und sozialen Situation der 
Frau besonders in den imperialistischen und in den Entwick
lungsländern zutage geförderten Probleme führte dazu, daß 
die XXX. UN-Vollversammlung einen Weltaktionsplan be
schloß und die Dekade 1976 bis 1985 zur Frauendekade er
klärte. Damit wurde das Ziel verfolgt, die Öffentlichkeit, vor 
allem die Regierungen, an die Verantwortung zu gemahnen, 
noch bestehende Formen der Diskriminierung der Frau zu be
seitigen, der Frau die gleichen Rechte zu gewähren wie dem 
Mann und in allen Lebensbereichen die Voraussetzungen zu 
deren Verwirklichung zu schaffen. Kurz vor Abschluß der De
kade ist die Zeit reif, in jedem Land Bilanz zu ziehen. Die 
Weltfrauenkonferenz der Vereinten Nationen, die im Juli 1985 
in Nairobi (Kenia) stattfindet, wird die Ergebnisse der De
kade überprüfen und einschätzen. Viele Probleme werden zur 
Sprache kommen. Hier sollen vorab zu aüsgewählten Proble
men einige Überlegungen geäußert werden.

Frauenpolitik ist Klassenpolitik

Die Vielschichtigkeit der Ereignisse und Probleme machten 
den Versuch einer solchen Bilanz nicht leicht. Bei allen Ge
meinsamkeiten, die die gesellschaftliche Stellung der Frau in 
den hochentwickelten kapitalistischen Industrieländern cha
rakterisieren und sich aus den Gesetzmäßigkeiten der kapita
listischen Produktionsweise ergeben, sind doch auch Unter
schiede nicht zu übersehen. Unterschiedliche Einstellungen zu 
den sozialen Problemen der Frauen ergeben sich schon 
daraus, ob sozialdemokratische, linksorientierte oder rechts
konservative Regierungen an der Macht sind. Hierfür zwei 
Beispiele: Die Regierung der Panhellenischen Sozialistischen 
Regierung Griechenlands hat die Frauenfrage in ihr Pro
gramm aufgenommen, eine Sonderberaterin des Minister
präsidenten für Frauenfragen berufen und das bis 1981 gel
tende patriarchalische Familienrecht durch ein qualitativ 
neues, dem Gleichberechtigungsprinzip entsprechendes er
setzt. In der BRD wirkt sich die von der CDU geführten Re
gierung eingeleitete „Politik der Wende“ dagegen, trotz recht
lich weitgehend ausgestalteter Gleichberechtigung, besonders 
negativ auf die Lage der Frau aus, weil sie drastische Kür
zungen im Sozialbereich mit sich brachte.2

Die durch aktuelle Berichterstattungen bekannt werden
den Tatsachen bieten ein sehr widersprüchliches Bild. Ange
sichts des hohen Anteils arbeitsloser Frauen — er liegt we
sentlich über dem der Männer — und des Umstands, daß be
sonders alleinstehende Frauen und Mütter von den sozialen 
Folgen betroffen sind, sehen sich Presseorgane kapitalistischer 
Länder gezwungen, sogar von einer „Feminisierung der Ar
mut“ zu sprechen. Unter den vergeblich eine Lehrstelle su
chenden Jugendlichen sind die Mädchen überproportional ver
treten. Ihre ungünstigere Ausgangsposition für den „Arbeits
markt“ wird faktisch vorprogrammiert. Der Streichung finan
zieller Mittel im Sozialbereich zugunsten der Erhöhung der 
Ausgaben für die Hochrüstung entspringen ganz konkret die 
Kürzung der Mütterunterstützung und die Schließung von 
Kindereinrichtungen, wodurch wiederum Arbeitsplätze von 
Frauen vernichtet werden.

Die Aufzählung solcher und weiterer Fakten, die die Ent
wicklungsmöglichkeiten der Frauen verschlechtern, könnte 
dazu veranlassen, uneingeschränkt eine ausschließlich nega
tive Bilanz zu konstatieren. Doch stellt sich sofort die Frage, 
ob es gerechtfertigt ist, aus den offen zutage liegenden sozia
len Mißständen und Widersprüchen im staatsmonopolistischen 
Kapitalismus derart einseitige Schlußfolgerungen zu ziehen. 
Vielmehr ist es erforderlich, diese Widersprüche als Wider
spiegelung und Begleiterscheinungen objektiv komplizierter 
Prozesse, widerstreitender-politischer, sozialer, ökonomischer 
Interessen zu werten, um zu einer differenzierten Einschät
zung zu gelangen. Eine Unterschätzung dessen, was trotz aller

gegenteiligen Tendenzen erreicht werden konnte, hieße auch 
den Blick dafür zu verlieren, daß es gerade auch ein Ziel der 
Frauen und aller demokratischer Kräfte ist, um die Erhal
tung des oft in jahrzehntelangem Kampf Errungenen zu 
kämpfen, es gegenüber den Angriffen rechtskonservativer 
Kräfte zu verteidigen.

Gleichberechtigung und Friedenskampf

Die UN-Dekade steht unter dem Leitmotiv „Gleichberechti
gung — Entwicklung — Frieden'1. Damit wird auf den ent
scheidenden objektiven Zusammenhang verwiesen, der den 
realen Lebensprozeß widerspiegelt und die von zahlreichen 
konservativen Kräften gewollte „Entpolitisierung der Frauen
frage“ als gegen die Lebensinteressen der Frauen gerichtet 
enthüllt.

Die Probleme, mit denen die Frauen in den imperialisti-, 
sehen Ländern gegenwärtig konfrontiert sind, sind keine indi
viduellen Probleme ihrer Beziehung zum Mann im privaten 
oder beruflichen Leben. Sie ergeben sich vielmehr aus der so
zialen Realität, aus ihren Lebensverhältnissen in dieser Ge
sellschaft. Sie lassen sich nicht auf individueller “entpoliti
sierter Ebene“ lösen. Das Ziel, die Gleichberechtigung der 
Frau zu verwirklichen, ihr die gleichberechtigte Teilnahme am 
Leben der Gesellschaft in allen Bereichen — in der Politik, 
der Berufsarbeit, der Bildung und beruflichen Qualifizierung 
und in der Familie — zu ermöglichen, ist abhängig von der 
politischen und sozialen Entwicklung allgemein und hat zur 
ersten und wichtigsten Voraussetzung die Erhaltung des Frie
dens.

Durch den Übergang der USA und der verbündeten NATO- 
Länder von der Politik der Entspannung auf den Kurs der 
Konfrontation wurde verstärkt in der zweiten Hälfte der 
Frauendekade der Kampf um die Erhaltung des Friedens 
auch für die Frauen zum wichtigsten Problem und zu einem 
entscheidenden Aktionsfeld.

Mitten im ersten Weltkrieg hatte Clara Z e t к in die 
Frauen aufgefordert: „Seien wir Frauen uns der Bedeutung 
unserer sozialen Leistungen und damit unserer realen Macht 
bewußt. ... Nützen wir sie, indem wir im Krieg gegen den 
Krieg kühn voranstürmen und unseren Friedenswillen als be
wußt zusammengeballten Massenwillen in gewaltigen politi
schen Kundgebungen politisch wirksam machen. Das wäre 
unser erster und wichtigster Anspruch auf eine geschichtliche 
Rolle in dieser Zeit.“3 Heute geht es darum, gegen den Krieg 
zu kämpfen, bevor er ausgebrochen ist; diese Erkenntnis 
haben sich unzählige Frauen zu eigen gemacht. Die Einsatz- 
und Opferbereitschaft, der Mut und die Kühnheit, mit denen 
die Frauen in den kapitalistischen Ländern in der Gegen
wart massenhaft für die Erhaltung des Friedens, gegen die 
Hochrüstungspolitik der NATO ihren Protest erheben, gegen 
die Stationierung US-amerikanischer Raketen in Westeuropa 
aktiv eingetreten sind und für den Abzug dieser lebensbedro
henden Erstschlagswaffen kämpfen, zeugt davon, daß immer 
mehr Frauen bereit sind, in dieser Zeit wirksam zu werden, 
eine geschichtliche Rolle wahrzunehmen.

Die Frauen in den sozialistischen Ländern begreifen 
immer besser, daß ihre alltäglichen Leistungen zur Stärkung 
des Sozialismus ihr spezifischer Beitrag zur Erhaltung des 
Friedens ist; sie erleben, daß Frieden und Sozialismus we- 
senseins sind, daß in ihrem Land Friedenspolitik Staatspoli
tik ist.
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